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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. März 1970 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß eines 
Handelsabkommens zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Föderativen Sozialistischen Republik 
Jugoslawien zur Festlegung von Durchführungsbestim- 
mungen zu diesem Abkommen sowie 

das Handelsabkommen zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Föderativen Sozialistischen 
Republik Jugoslawien (und Briefwechsel). 

Der Verordnungsvorschlag sowie das Handelsabkommen sind 
mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 25. Februar 1970 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung durch den Rat ist zu 
rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelte Begründung beige- 
fügt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über den Abschluß eines Handelsabkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Föderativen 
Sozialistischen , Republik Jugoslawien zur Festlegung von 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Abkommen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist zweckmäßig, das zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Föderativen So- 
zialistischen Republik Jugoslawien ausgehandelte 
und am 6. Februar 1970 in Brüssel paraphierte Ab- 
kommen zu schließen. 

Es ist zweckmäßig, die Vertreter der Gemeinschaft 
in der durch das Abkommen eingesetzten gemisch- 
ten Kommission zu bestellen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Föderativen Sozialistischen Repu- 
blik Jugoslawien wird ein Handelsabkommen 
geschlossen. 


Der Wortlaut des Abkommens ist dieser Ver- 
ordnung beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Per- 
sonen zu bestellen, die zur Unterzeichnung des Ab- 
kommens befugt sind, und ihnen die Vollmachten 
zu übertragen, die erforderlich sind, um für die Ge- 
meinschaft verbindlich zu handeln. 

Artikel 3 

Die Gemeinschaft wird in der in Artikel 7 des 
Abkommens vorgesehenen gemischten Kommission 
durch die Kommission vertreten. Die Vertreter der 
Mitgliedstaaten können an den Arbeiten als Beob- 
achter teilnehmen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Handelsabkommen 

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Föderativen Sozialistischen Republik Jugoslawien 


Der Rat der Europäischen Gemeinschaften 
und 

die Regierung der Föderativen Sozialistischen 
Republik Jugoslawien, 

in dem Willen, die Wirtschafts- und Handelsbe- 
ziehungen zwischen der Föderativen Sozialistischen 
Republik Jugoslawien und der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft zu festigen und auszubauen, 

im Bewußtsein der Bedeutung einer ausge- 
glichenen Entwicklung des Handels zwischen den 
Vertragsparteien, 

in dem Wunsche, zur Förderung des Waren- 
austausches und zur Entwicklung einer wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit auf wechselseitig vorteil- 
haften Grundlagen im Rahmen dieses Abkommens 
beizutragen, 

haben beschlossen, ein Handelsabkommen zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Föderativen Sozialistischen Republik Jugo- 
slawien zu schließen, und haben zu diesem Zweck 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften: 

Die Regierung der Föderativen Sozialistischen 
Republik Jugoslawien: 

Diese sind nach Austausch ihrer in guter und ge- 
höriger Form befundenen Vollmachten wie folgt 
übereingekommen : 

Artikel 1 

Die Gemeinschaft und Jugoslawien behandeln ein- 
ander nach dem Grundsatz der Meistbegünstigung 
hinsichtlich der Zölle und Abgaben jeder Art, die 
bei der Einfuhr oder Ausfuhr oder anläßlich der 
Einfuhr oder Ausfuhr erhoben werden oder die den 
internationalen Transfer von Beträgen zur Bezah- 
lung der Einfuhren oder der Ausfuhren belasten, 
ferner hinsichtlich der Art der Erhebung dieser Zölle 
und Abgaben sowie der Formalitäten und Ver- 
fahren, die für die Zollabfertigung der Waren vor- 
geschrieben sind. 

Diese Bestimmungen binden die Gemeinschaft 
insoweit, als sie ihre Zuständigkeiten auf diesen 
Gebieten ausübt. 

Artikel 2 

Die Bestimmungen des Artikels 1 finden keine 
Anwendung 

a) auf Vorteile, die von den Vertragsparteien im 
Hinblick auf die Errichtung einer Zollunion oder 
einer Freihandelszone zugestanden werden; 


b) auf Vorteile, die von den Vertragsparteien be- 
stimmten Ländern in Übereinstimmung mit den 
Bestimmungen des Allgemeinen Zoll- und Han- 
delsabkommens zugestanden werden; 

c) auf Vorteile, die von den Vertragsparteien zu- 
gestanden werden, um den Grenzverkehr mit 
den Nachbarländern zu erleichtern. 

Artikel 3 

1. Die Gemeinschaft, im Rahmen ihrer gemein- 
samen Politik, und Jugoslawien räumen einander 
das Höchstmaß an Liberalisierung der Einfuhren 
und der Ausfuhren ein, die sie gegenüber dritten 
Ländern allgemein anwenden. 

2. Falls die Anwendung der Bestimmungen in 
Ziffer 1 zu ernsten Schwierigkeiten führt oder zu 
führen droht, prüft jede Vertragspartei die von der 
anderen Vertragspartei eingereichten Anträge und 
trifft unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen, 
über die sie die andere Vertragspartei unterrichtet. 

Wird keine Maßnahme getroffen oder werden die 
getroffenen Maßnahmen als zur Beseitigung der 
Schwierigkeiten ungeeignet angesehen, so kann die 
betreffende Vertragspartei die sofortige Aufnahme 
von Konsultationen im Rahmen der in Artikel 7 
vorgesehenen Gemischten Kommission beantragen, 
um zu versuchen, die Schwierigkeiten im gemein- 
samen Einvernehmen zu beheben, bevor die Instan- 
zen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
damit befaßt werden. Diese Konsultationen müssen 
binnen dreißig Tagen nach dem Zeitpunkt ihrer 
Beantragung abgeschlossen werden. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien sind bestrebt, ihren Han- 
delsverkehr auf der Grundlage der Gleichheit und 
der gegenseitigen Vorteile zu fördern und auszu- 
bauen. 

Zu diesem Zweck bekräftigen sie ihren Willen, 
die Durchführung dieses Abkommens liberal zu 
handhaben, und werden sie alle erforderlichen Maß- 
nahmen treffen, um ihren Handelsverkehr im Rah- 
men der geltenden Regelungen zu erleichtern. 

Jede Vertragspartei prüft wohlwollend die An- 
träge der anderen Vertragspartei und die von der 
Gemischten Kommission gemachten Vorschläge zur 
Erleichterung der Einfuhren in ihr jeweiliges Ge- 
biet. 

Artikel 5 

Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ab- 
kommens wenden die Gemeinschaft und Jugo- 
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slawien auf die in Anhang 1 und 2 aufgeführten 
Erzeugnisse diejenigen Zollsätze an, die in ihren 
jeweiligen Listen im Anhang zum Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommen gemäß dem Genfer Proto- 
koll von 1967 festgelegt sind. 

Artikel 6 

Die Gemeinschaft handhabt im Rahmen einer zwi- 
schen beiden Vertragsparteien eingerichteten Zu- 
sammenarbeit das System der Abschöpfungen der 
Gemeinschaft auf ausgewachsene Rinder und 
Fleisch von solchen nach Maßgabe der im Protokoll 
Nr. 1 zu diesem Abkommen vereinbarten Modali- 
täten. 

Artikel 7 

Es wird eine Gemischte Kommission eingesetzt, 
die aus Vertretern der Gemeinschaft einerseits und 
Vertretern Jugoslawiens andererseits besteht. Die 
Gemischte Kommission tritt einmal jährlich zu einem 
gemeinsam vereinbarten Zeitpunkt zusammen. 
Außerordentliche Sitzungen können auf Antrag 
einer der Vertragsparteien im gemeinsamen Ein- 
vernehmen einberufen werden. 

Die Gemischte Kommission sorgt für das unge- 
störte Funktionieren dieses Abkommens und prüft 
alle Fragen, die sich bei seiner Durchführung er- 
geben können. 


Darüber hinaus kann die Gemischte Kommission 
im Rahmen einer regelmäßigen Zusammenarbeit 
Anregungen aller Art zur Entwicklung des Handels- 
verkehrs auf für beide Vertragspartner vorteilhaften 
Grundlagen vorschlagen. 

Die Gemischte Kommission kann fachliche Unter- 
ausschüsse einsetzen, die sie bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben unterstützen. 

Artikel 8 

Dieses Abkommen, dessen Anhänge, Protokolle 
und Notenwechsel integrierender Bestandteil des 
Abkommens sind, wird für die Zeit von drei Jahren 
ab dem Zeitpunkt seines Inkrafttretens geschlossen. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des zwei- 
ten Monats nach dem Datum, an dem die Vertrags- 
parteien einander den Abschluß der hierfür erfor- 
derlichen Verfahren mitgeteilt haben, in Kraft. 

Artikel 10 

Dieses Abkommen ist in zwei Ausfertigungen in 
deutscher, französischer, italienischer, niederlän- 
discher und serbo-kroatischer Sprache abgefaßt, wo- 
bei jeder dieser Texte gleichermaßen verbindlich ist. 
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Anwendung von Artikel 5 durch die Gemeinschaft 


I Tarifnummer 


Warenbezeichnung 


03.01 


08.10 


08.12 


22.01 


44.02 


Fische, frisch (lebend oder nichtlebend), gekühlt oder gefroren 
A. Süßwasserfische 
III. andere: 

a) Karpfen 

Früchte, gekocht oder nicht, gefroren, ohne Zusatz von Zucker: 

A. Erdbeeren, Himbeeren, Schwarze Johannisbeeren 

Früchte, ausgenommen solche der Tarifnummern 08.01 bis 08.05, ge- 
trocknet: 

G. andere 

Wasser, Mineralwasser, Eis und Schnee 

A. Mineralwasser, natürlich oder künstlich 

I Holzkohle (einschließlich Kohle aus Schalen oder Nüssen), auch zusam- 
! mengepreßt 


44.13 


i 

i 

i 


44.23 

i 

! 


58.02 


58.09 


65.01 


Holz (einschließlich Stäbe oder Friese für Parkett, nicht zusammen- 
j gesetzt), gehobelt, genutet, gefedert, gekehlt, gefalzt, abgeschrägt 
oder in ähnlicher Weise bearbeitet 

A. Stäbe oder Friese für Parkett, nicht zusammengesetzt j 

Bautischler- und Zimmermannsarbeiten, einschließlich zerlegbare ; 

Holzkonstruktionen und hölzerne Parkettafeln j 

B. andere: 

I. Türen, Fenster; zerlegbare Holzkonstruktionen, zusammenge- 
setzt oder nicht 

II. Andere Bautischler- und Zimmermannsarbeiten 

Andere Teppiche, auch fertiggestellt; Kelim Sumak, Karamanie und j 
dergleichen, auch fertiggestellt: | 

B. Kelim, Sumak, Karamanie und dergleichen 

i 

Tülle, geknüpfte Netzstoffe und Bobinetgardinenstoffe, gemustert; 
Spitzen (maschinen- oder handgefertigt), als Meterware oder als j 

Motiv: I 

B. Spitzen: 

1. handgefertigt 

Hutstumpen aus Filz, nicht geformt; Hutplatten, Bandeaux (auch 
aufgeschnitten), aus Filz, zum Herstellen von Hüten 

B. andere 


Anlage I 


Vertragsmäßiger 

Zollsatz 


8°/o 

18% 

6 % 

4% 

6,5 % 

5 °/o 

7% 

10,5 % 

14% 

8 % 
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Tarifnummer 


68.02 


73.10 


73.17 


73.20 


78.05 


96.01 


Warenbezeichnung 


Vertragsmäßiger 

Zollsatz 




Bearbeitete Werksteine und Waren daraus (einschließlich Würfel und j 
Steinchen für Mosaike), ausgenommen Waren der Tarifnr. 68.01 und 
des Kapitels 69: 

A. Bearbeitete Werksteine und Waren daraus (ausgenommen Waren 
des Abs. B) 

I. lediglich behauen oder gesägt, mit geebneten Flächen 
b) aus anderen Steinen 

1. Silexsteine zur Innenausstattung von Brechmaschinen 
(sogenannte Silexfuttersteine) 

Stabstahl, warm gewalzt, warm stranggepreßt oder geschmiedet (ein- 
schließlich Walzdraht); Stabstahl, kalt hergestellt oder kalt fertigge- 
stellt; Hohlbohrerstäbe aus Stahl, zum Herstellen von Bohrern und 
Bohrstangen für Bergwerke geeignet: 

B. nur geschmiedet 


Rohre aus Gußeisen 

A. für Druckleitungen 

B. Abflußrohre 

C. andere 


Rohrformstücke, Rohrverschlußstücke und Rohrverbindungsstücke 
(Nippel, Kniestücke, Kupplungen, Muffen, Flanschen und dergleichen) 
aus Eisen oder Stahl 


A. aus Gußeisen, nicht schmiedbar 


Rohre (einschließlich Rohlinge), Hohlstangen, Rohrformstücke, Rohr- j 
verschlußstücke und Rohrverbindungsstücke (Nippel, Kniestücke, j 
S-förmig gebogene Rohre für Geruchverschlüsse, Kupplungen, Muffen, | 
Flanschen und ähnliche Waren) aus Blei 

i 

A. Rohre (einschließlich Rohlinge) und Hohistangen ' 


Besen, nur gebunden, auch mit Stiel 


5% 


7 °/o 


9% 


10 % 


1 1 °/o 
9% 
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Zur Anwendung von Artikel 5 durch Jugoslawien 

Anhang II 

Nummer 

des jugoslawischen 
Zolltarifs 

Bezeichnung der Waren 

Vertragliche 

Zollsätze 

ex 84.15 

Maschinen und Apparate zur Kälteerzeugung mit elektrischer oder 
anderer Ausrüstung 

3. Elektrische Kühlschränke für den Haushalt: 

a) Absorptionskühlschränke 

23 % 

ex 84.30 

Maschinen und Apparate zum Herstellen von gewöhnlichen Back- 
waren, Feinbackwaren, Dauerbackwaren, Teigwaren, Süßwaren, Scho- 
koladewaren, Zucker oder Bier und zum Verarbeiten von Fleisch, 
Fisch, Gemüse oder Früchten zu Lebens- oder Futtermitteln, in ande- 
ren Tarifstellen dieses Kapitels weder genannt noch inbegriffen: 

4. Maschinen und Apparate zum Verarbeiten von Früchten, Trocken- 
öfen ausgenommen 

4. Maschinen zur Herstellung von Fruchtsäften und anderen, Trocken- 
öfen ausgenommen 

23 % 

23% 

ex 84.41 

Nähmaschinen (z. B. zum Nähen von Spinnstoffwaren, Leder oder 
Schuhen) einschließlich Möbel zum Einbau von Nähmaschinen; Näh- 
maschinennadeln : 

1. Gewöhnliche, vollständige Nähmaschinen für den Haushalt: 

b) andere 

27 % 

! 

ex 84.45 

Werkzeugmaschinen zum Bearbeiten von Metallen und Hartmetallen, 
ausgenommen Maschinen der Tarifnr. 84.49 und 84.50 

2. Spanabhebende Werkzeugmaschinen: 
b) Bohrmaschinen 

1. Senkrecht-Bohrmaschinen (Ständer- und Säulenbohrmaschi- 
nen, montiert) 

30% 

ex 85.07 

Elektrische Rasierapparate, Haarschneide- und Schermaschinen, mit 
eingebautem Elektromotor: 

1. Rasierapparate 

26% 

ex 85.12 

i 

Elektrische Warmwasserbereiter, Badeöfen und Tauchsieder; elek- 
trische Geräte zum Raumbeheizen und zu ähnlichen Zwecken; Elektro- 
wärmegeräte zur Haarpflege (z. B. Haartrockner, Dauerwellenappa- 
rate, Brennscheren und Brennscherenwärmer); elektrische Bügeleisen; 
Elektrowärmegeräte für den Haushalt; elektrische Heizwiderstände, 
ausgenommen solche der Nummern 85.24: 

4. Elektrische Haartrockner (ohne Trockenhaube) 

5. Elektrische Kochplatten, Kochherde, Grillgeräte, Bratgeräte und 

ähnliche Apparate für den Haushalt 

29 % 

29% 

ex 85.24 

i 

! 

; 

Waren aus Kohle oder Graphit, auch in Verbindung mit Metall, zu 
elektrischen oder elektrotechnischen Zwecken, z. B, Kohlebürsten für 
elektrische Maschinen, Kohle für Lampen, Primärelemente oder Mikro- 
phone, Elektroden für elektrische Öfen, Schweißgeräte oder Elektro- 
lyseanlagen USW,; 

4. Graphitelektroden, auch in Blöcken 

12% 
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Protokoll Nr. 1 über die Anwendung des Artikels 6 des Abkommens 


1. Die Gemeinschaft verpflichtet sich, den Ab- 
schöpfungsbetrag bei der Einfuhr für die im An- 
hang aufgeführten Erzeugnisse nach Maßgabe 
nachstehender Fristen und Modalitäten zu be- 
grenzen: 

a) in der Zeit vom 15. August bis 31. Januar: 

— Der Abschöpfungsbetrag darf in den ersten 
zwei Jahren der Anwendung des Abkom- 
mens nicht mehr als 80 %>, im dritten Jahr 
nicht mehr als 85 %, der vollen Ab- 
schöpfung betragen, wenn festgestellt 
wird, daß der Preis auf dem Markt der 
Gemeinschaft 98 % des Orientierungs- 
preises übersteigt und niedriger oder 
gleich dem Orientierungsprels ist; 

— der Abschöpfungsbetrag darf in den 
ersten zwei Jahren der Dauer des Ab- 
kommens nicht mehr als 50 %, im dritten 
Jahr nicht mehr als 55%, der vollen Ab- 
schöpfung betragen, wenn festgestellt 
wird, daß der Preis auf dem Markt der 

. Gemeinschaft den Orientierungspreis über- 
steigt und niedriger oder gleich 102 % 
dieses Preises ist. 

b) In der Zeit vom 1. Februar bis 14. August: 

— - Der Abschöpfungsbetrag darf in den ersten 
zwei Jahren der Anwendung des Abkom- 
mens nicht mehr als 75%, im dritten Jahr 
nicht mehr als 80 %, der vollen Abschöp- 
fung betragen, wenn festgestellt wird, daß 
der Preis auf dem Markt der Gemeinschaft 
98 % des Orientierungspreises übersteigt 
und niedriger oder gleich dem Orientie- 
rungspreis ist; 

— der Abschöpfungsbetrag darf in den ersten 
zwei Jahren der Anwendung des Ab- 
kommens nicht mehr als 50 %, im dritten 
Jahr nicht mehr als 55 %, der vollen Ab- 
schöpfung betragen, wenn festgestellt 
wird, daß der Preis auf dem Markt der 
Gemeinschaft den Orientierungspreis über- 
steigt und niedriger oder gleich 102 % 
dieses Preises ist. 

2. a) Jugoslawien verpflichtet sich, den zustän- 

digen Instanzen der Gemeinschaft alle zweck- 


dienlichen Angaben über die Ausfuhrpreise 
sowie über die Mengen und die Aufmachung 
der ausgeführten Erzeugnisse (lebende Tiere, 
Tierkörper, Viertel) mitzuteilen. 

b) Jugoslawien verpflichtet sich, alle zweckdien- 
lichen Maßnahmen zu treffen, damit der An- 
gebotspreis frei Grenze, erhöht um den Zoll- 
satz und um die verringerte Abschöpfung, sich 
auf gleicher Höhe wie derjenige Preis hält, 
der sich aus der Anwendung der normalen 
Abschöpfung ergibt. 

c) Als Beitrag zur Stabilisierung des Binnen- 
marktes der Gemeinschaft verpflichtet sich 
Jugoslawien, einen angemessenen Lieferungs- 
rhythmus einzuhalten und alle zweckdien- 
lichen Vorkehrungen zu treffen, um für eine 
ausgewogene Entwicklung seiner Ausfuhren 
nach der Gemeinschaft Sorge zu tragen, ins- 
besondere durch eine wirksame Kontrolle 
jeder Sendung vermittels einer Bescheini- 
gung, aus der hervorgeht, daß die Ware jugo- 
slawischen Ursprungs und jugoslawischer Her- 
kunft ist und genau der Definition laut An- 
hang zu diesem Protokoll entspricht. Der 
Wortlaut dieser Bescheinigung wird im Ein- 
vernehmen zwischen den zuständigen Instan- 
zen der beiden Parteien erstellt. 

d) Die Modalitäten für die Anwendung der 
Punkte a), b) und c) werden im Rahmen der 
zwischen den zuständigen Instanzen Jugo- 
slawiens und der Gemeinschaft einzurichten- 
den Zusammenarbeit festgelegt. 

3. Für den Fall, daß auf dem Markt der Gemein- 
schaft durch eindeutig erhöhte Einfuhren aus 
Jugoslawien, die sich aus der Anwendung dieses 
Protokolls ergeben, Störungen auftreten oder 
aufzutreten drohen, so verpflichtet sich Jugosla- 
wien, in Konsultation mit. der Gemeinschaft die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um Abhilfe 
zu schaffen. Zehn Tage nach Stellung des Kon- 
sultationsantrags müssen die Konsultationen ab- 
geschlossen und die Maßnahmen getroffen sein. 
Sind diese Maßnahmen innerhalb der vorstehend 
genannten Frist nicht getroffen oder erweisen 
sie sich als unzureichend, so kann die Gemein- 
schaft sofort und bis zur Wiederherstellung der 
Lage die Anwendung der Bestimmungen des 
Abschnitts 1 aussetzen. 
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Anhang zum Protokoll Nr. 1 
Zur Definition der unter Abschnitt 1 des Protokolls fallenden Erzeugnisse 


Tarif- 

nummer 


Warenbezeichnung 


01.02 Rinder (einschließlich Büffel), lebend: 

A. Hausrinder 
II. andere: 
b) andere: 

ex 2. andere: 

— Tiere, die noch keine zweiten Zähne haben und 
von denen die männlichen Tiere ein Gewicht von 
350 kg oder mehr und von 450 kg oder weniger 
und die weiblichen Tiere ein Gewicht von 320 kg 
oder mehr und 420 kg oder weniger haben *) 

02.01 Fleisch und genießbarer Schlachtabfall von den in den Tarif- 
nummern 01.02 bis 01.04 genannten Tieren, frisch, gekühlt oder ge- 
froren: 

A. Fleisch: 

II. von Rindern: 

a) von Haustieren: 

1. Frisch oder gekühlt 

bb) von ausgewachsenen Rindern 

ex 11. in ganzen Tierkörpern, halben Tierkörpern 
oger sogenannten „quartiers compenses" : 

— ganze Tierkörper mit einem Gewicht von 
180 kg oder mehr und von 270 kg oder 
weniger und halbe Tierkörper oder 
„quartiers compenses" mit einem Gewicht 
von 90 kg oder mehr und 135 kg oder 
weniger, die eine schwache Verknöche- 
rung der Knorpel aufweisen (insbeson- 
dere derjenigen des Kreuzbeines und 
der Dornfortsatzkappen der Lendenwir- 
bel); das Fleisch ist von hellrosa Farbe 
und das Fett mit sehr feiner Struktur 
weiß oder hellgelb 1 ). 


ex 22. Vorderviertel: 

— Vorderviertel mit einem Gewicht von 
45 kg oder mehr und 68 kg oder weniger, 
die eine schwache Verknöcherung der 
Knorpel aufweisen (insbesondere der- 
jenigen des Kreuzbeines und der Dorn- 
fortsatzkappen der Lendenwirbel); das 
Fleisch ist von hellrosa Farbe und das 
Fett mit sehr feiner Struktur weiß oder 
hellgelb 1 ). 
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Tarif- 

nummer 


Warenbezeichnung 


ex 33. Hinterviertel: 

— Hinterviertel mit einem Gewicht von 
45 kg oder mehr und 68 kg oder weniger. 
Dieses Gewicht beträgt bei dem sog. 
„Pistola-Schnitt" 38 kg oder weniger und 
61 kg oder weniger; sie weisen eine 
schwache Verknöcherung der Knorpel auf 
(insbesondere derjenigen des Kreuzbei- 
nes und der Dornfortsatzkappen der Len- 
denwirbel); das Fleisch ist von helfrosa 
Farbe und das Fett mit sehr feiner Struk- 
tur weiß oder hellgelb 1 ). 


*) Die Einbeziehung in diese Tarifstelle wird von der Vorlage der Bescheinigung nach 
Absatz 2 c) des Protokolls Nr. 1 abhängig gemacht, das dem Handelsabkommen 
zwischen der EWG und der Föderativen Sozialistischen Republik Jugoslawien beige- 
fügt ist. 
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Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft Schreiben Nr . 1 

Herr Vorsitzender, 

bezugnehmend auf das heute zwischen der Gemeinschaft und Jugoslawien unter- 
zeichnete Abkommen beehre ich mich, Ihnen zur Kenntnis zu bringen, daß sowohl 
die allgemeine wie auch die spezifischen, auf bestimmte Erzeugnisse bezogenen 
Bestimmungen dieses Abkommens die in den Abkommen zwischen Jugoslawien 
und den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft enthaltenen Bestimmungen, die mit 
den Bestimmungen dieses Abkommens unvereinbar oder mit ihnen identisch sind, 
ersetzen. 

Das vorliegende Abkommen, dessen Ziel es ist, zum Ausbau der Handelsbezie- 
hungen zwischen der Gemeinschaft und Jugoslawien beizutragen, darf unbe- 
schadet seiner ausdrücklichen Bestimmungen nicht in einer die gegenwärtigen 
Handelsmöglichkeiten einschränkenden oder verringernden Weise ausgelegt 
werden. 

Auch bei der Annahme und der Durchführung neuer Maßnahmen oder Bestim- 
mungen, die im Rahmen dieses Abkommens getroffen werden bzw. sich aus 
etwaigen Verhandlungen ergeben, lassen sich die Vertragsparteien von vor- 
stehenden Grundsätzen leiten. 

Ich darf Sie bitten, mir Ihre Zustimmung zu vorstehenden Ausführungen zu 
bestätigen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 

An den Herrn Vorsitzenden der 
jugoslawischen Delegation 


Der Vorsitzende Schreiben Nr. 1 

der jugoslawischen Delegation 

Herr Vorsitzender, 

in Ihrem Schreiben vom heutigen Tage haben Sie mir folgendes mitgeteilt: 

„Bezugnehmend auf das heute zwischen der Gemeinschaft und Jugoslawien 
Unterzeichnete Abkommen beehre ich mich, Ihnen zur Kenntnis zu bringen, daß 
sowohl die allgemeinen wie auch die spezifischen, auf bestimmte Erzeugnisse 
bezogenen Bestimmungen dieses Abkommens die in den Abkommen zwischen 
Jugoslawien und den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft enthaltenen Bestimmun- 
gen, die mit den Bestimmungen dieses Abkommens unvereinbar oder mit ihnen 
identisch sind, ersetzen. 

Das vorliegende Abkommen, dessen Ziel es ist, zum Ausbau der Handelsbezie- 
hungen zwischen der Gemeinschaft und Jugoslawien beizutragen, darf unbe- 
schadet seiner ausdrücklichen Bestimmungen nicht in einer die gegenwärtigen 
Handelsmöglichkeiten einschränkenden oder verringernden Weise ausgelegt 
werden. 

Auch bei der Annahme und der Durchführung neuer Maßnahmen oder Bestim- 
mungen, die im Rahmen dieses Abkommens getroffen werden bzw. sich aus 
etwaigen Verhandlungen ergeben, lassen sich die Vertragsparteien von vor- 
stehenden Grundsätzen leiten.“ 

Ich beehre mich, Ihnen meine Zustimmung zu vorstehenden Ausführungen zu 
bestätigen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 

An den Herrn Vorsitzenden der 
Delegation der Gemeinschaft 
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Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 


Schreiben Nr. 2 


Herr Vorsitzender, 

bezugnehmend auf die Frage der jugoslawischen Delegation bezüglich der 
Regelung für Textilerzeugnisse beehre ich mich, Ihnen mitzuteilen, daß die 
Gemeinschaft bereit ist, die Frage im Rahmen der Gemischten Kommission zur 
Sprache zu bringen, sobald diese ihre diesbezügliche grundsätzliche Stellung- 
nahme festgelegt hat. 

Gleichzeitig gestatte ich mir, Ihnen mitzuteilen, daß die noch bestehenden Selbst- 
beschränkungsmaßnahmen für Hanfgarne (Tarifnr. 57.05 GZT) aufgehoben sind. 

Ich darf Sie bitten, mir den Empfang dieses Schreibens bestätigen zu wollen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 


An den Herrn Vorsitzenden der 
jugoslawischen Delegation 


Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 


Schreiben Nr. 2 


Herr Vorsitzender, 

ich beehre mich, Ihnen den Erhalt Ihres Schreibens vom heutigen Tage zu be- 
stätigen, in welchem Sie mir folgende Mitteilung machten: 

„Bezugnehmend auf die Frage der jugoslawischen Delegation bezüglich der 
Regelung für Textilerzeugnisse beehre ich mich, Ihnen mitzuteilen, daß die Ge- 
meinschaft bereit ist, die Frage im Rahmen der Gemischten Kommission zur 
Sprache zu bringen, sobald diese ihre diesbezügliche grundsätzliche Stellung- 
nahme festgelegt hat. 

Gleichzeitig gestatte ich mir, Ihnen mitzuteilen, daß die noch bestehenden Selbst- 
beschränkungsmaßnahmen für Hanfgarne (Tarifnr. 57.05 GZT) aufgehoben sind. 

Ich darf Sie bitten, mir den Empfang dieses Schreibens bestätigen zu wollen/' 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 

An den Herrn Vorsitzenden der 
Delegation der Gemeinschaft 
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Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 


Schreiben Nr. 3 


Herr Vorsitzender, 

bezüglich der in Abschnitt 2 b des Protokolls Nr. 1 vorgesehenen Verpflichtungen 
darf ich Sie bitten, mir zu bestätigen, daß diese nicht der Möglichkeit entgegen- 
stehen, die jugoslawischen Angebotspreise auf Grund der Entwicklung der 
Preise der betreffenden Erzeugnisse, die für Erzeugnisse vergleichbarer Qualität 
auf dem Markt der Gemeinschaft festgestellt worden sind, anzugleichen. 

Ich darf Sie bitten, mir Ihre Zustimmung zu den vorstehenden Ausführungen zu 
bestätigen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 


Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 


An den Herrn Vorsitzenden der 
Delegation der Gemeinschaft 


Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 


Schreiben Nr. 3 


Herr Vorsitzender, 

in Ihrem Schreiben vom heutigen Tage haben Sie mir folgendes mitgeteilt: 

„Bezüglich der in Abschnitt 2 b des Protokolls Nr. 1 vorgesehenen Verpflich- 
tungen darf ich Sie bitten, mir zu bestätigen, daß diese nicht der Möglichkeit 
entgegenstehen, die jugoslawischen Angebotspreise auf Grund der Entwicklung 
der Preise der betreffenden Erzeugnisse, die für Erzeugnisse vergleichbarer 
Qualität auf dem Markt der Gemeinschaft festgestellt worden sind, anzu- 
gleichen. 

Ich darf Sie bitten, mir Ihre Zustimmung zu den vorstehenden Ausführungen zu 
bestätigen." 

Ich beehre mich, Ihnen meine Zustimmung zu den vorstehenden Ausführungen 
zu bestätigen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 


Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 


An den Herrn Vorsitzenden der 
jugoslawischen Delegation 
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Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 


Schreiben Nr. 4 


Herr Vorsitzender, 

bezugnehmend auf die Verhandlungen, die zum Abschluß dieses Abkommens 
geführt haben, gestatte ich mir, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Die beiden Vertragsparteien sind übereingekommen, bei den Sitzungen der in 
Artikel 7 dieses Abkommens vorgesehenen Gemischten Kommission sich gegen- 
seitig die Informationen über Zollsenkungen und autonome Zollkontingente, die 
die Entwicklung des gegenseitigen Warenaustauschs betreffen, mitzuteilen. 

Ich darf Sie bitten, mir Ihre Zustimmung zu den vorstehenden Ausführungen be- 
stätigen zu wollen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 


An den Herrn Vorsitzenden der 
Delegation der Gemeinschaft 


Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 


Schreiben Nr. 4 


Herr Vorsitzender, 

mit Schreiben vom heutigen Tage haben Sie mir Nachstehendes mitgeteilt: 

„Die beiden Vertragsparteien sind übereingekommen, bei den Sitzungen der 
in Artikel 7 dieses Abkommens vorgesehenen Gemischten Kommission sich 
gegenseitig die Informationen über Zollsenkungen und autonome Zollkontin- 
gente, die die Entwicklung des gegenseitigen Warenaustauschs betreffen, mitzu- 
teilen. 

Ich darf Sie bitten, mir Ihre Zustimmung zu den vorstehenden Ausführungen be- 
stätigen zu wollen. " 

Ich beehre mich, Ihnen meine Zustimmung zu den vorstehenden Ausführungen 
zu bestätigen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 


An den Herrn Vorsitzenden der 
jugoslawischen Delegation 
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Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 


Schreiben Nr. 5 


Herr Vorsitzender, 

in den Verhandlungen, die zum Abschluß des Abkommens vom heutigen Tage 
geführt haben, hat die jugoslawische Delegation auf die Bedeutung des Problems 
der jugoslawischen Ausfuhren von Mais, Wein und Tabak auf den Markt der 
Gemeinschaft hingewiesen. 

Da während dieser Verhandlungen keine Lösung für diese Probleme herbei- 
geführt werden konnte, gestatte ich mir, Sie davon zu unterrichten, daß die 
jugoslawische Delegation beabsichtigt, diese Fragen in der ersten Sitzung der 
in Artikel 7 dieses Abkommens vorgesehenen Gemischten Kommission erneut 
zur Sprache zu bringen. 

Ich darf Sie bitten, mir den Inhalt dieses Schreibens bestätigen zu wollen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Der Vorsitzende 
der jugoslawischen Delegation 


An den Herrn Vorsitzenden der 
Delegation der Gemeinschaft 


Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 


Schreiben Nr. 5 


Herr Vorsitzender, 

ich beehre mich, Ihnen den Erhalt Ihres Schreibens vom heutigen Tage zu be- 
stätigen, in welchem Sie mir folgende Mitteilung gemacht haben: 

„In den Verhandlungen, die zum Abschluß des Abkommens vom heutigen Tage 
geführt haben, hat die jugoslawische Delegation auf die Bedeutung des Problems 
der jugoslawischen Ausfuhren von Mais, Wein und Tabak auf den Markt der 
Gemeinschaft hingewiesen. 

Da während dieser Verhandlungen keine Lösung für diese Probleme herbei- 
geführt werden konnte, gestatte ich mir, Sie davon zu unterrichten, daß die 
jugoslawische Delegation beabsichtigt, diese Fragen in der ersten Sitzung der 
in Artikel 7 dieses Abkommens vorgesehenen Gemischten Kommission erneut 
zur Sprache zu bringen. 

Ich darf Sie bitten, mir den Erhalt dieses Schreibens bestätigen zu wollen. ,, 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 


Der Vorsitzende 

der Delegation der Gemeinschaft 


An den Herrn Vorsitzenden der 
jugoslawischen Delegation 
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Begründung 


I. Sachverhalt 

Das nichtpräferenzielle Abkommen zwischen der 
Gemeinschaft und der Föderativen Sozialistischen 
Republik Jugoslawien ist am 6. Februar 1970 in 
Brüssel paraphiert worden. Bei der Delegation der 
Gemeinschaft führte Herr Deniau den Vorsitz, bei 
der jugoslawischen Delegation Herr Granfil, Mit- 
glied des Föderativen Exekutivrats. 

Die Verhandlungen sind auf Grund der vom Rat 
im Juli 1968 erlassenen Richtlinien (Dok. S/734/1/68 
[Corner 81 rev.]) sowie auf Grund zusätzlicher vom 
Rat am 10./11. November 1969 gebilligten Richt- 
linien betreffend Rindfleisch (Dok. S/ 1 07 1 / 1/69 
[Corner 180 rev. 1]) durchgeführt worden. 

Die Verhandlung selbst verlief, abgesehen von Be- 
sprechungen technischen Charakters im Januar 1965 
und im Mai 1966, in drei Phasen: 

— Die erste Phase der Besprechungen fand vom 
15. bis 18. Oktober 1968 statt. Wie jedoch das 
gemeinsame Protokoll erkennen läßt, klafften 
das Angebot der Gemeinschaft und die jugo- 
slawischen Anträge stark auseinander. Der Ab- 
schluß der Verhandlungen wurde dadurch ver- 
hindert, daß von seiten der Gemeinschaft kein 
Angebot für Rindfleisch vorlag. Da die jugo- 
slawische Delegation in erster Linie daran inter- 
essiert war, durch eine Erhöhung ihrer Einnah- 
men das Defizit ihrer Handelsbilanz gegenüber 
der Gemeinschaft *) zu verringern, legte sie 
großen Wert auf das Schicksal ihrer Rindfleisch- 
ausfuhren, die 1967 71 Millionen $ betrugen, 
im Jahre 1968 jedoch auf 57 Millionen $ gefallen 
waren. 

— Bei der zweiten Phase vom 10. bis 12. Dezember 
1969 konnten die Delegationen die Punkte her- 
aussteilen, über die ein Einvernehmen bestand 
und vor allem konnte die von der Gemeinschaft 
vorgeschlagene Vereinbarung im Sektor Rind- 
fleisch erörtert werden. 

— Schließlich haben die beiden Delegationen vom 
2. bis 6. Februar 1970 den Wortlaut des Ab- 
kommens fertiggestellt. 

II. Jugoslawische Haltung 

Die jugoslawische Haltung im Verlauf dieser Ver- 
handlung ist am klarsten in der Rede zusammenge- 
faßt, die Herr Toma Granfil bei der Eröffnungs- 
sitzung der zweiten Verhandlungsphase hielt. Herr 
Granfil verwies zunächst auf den Willen der jugo- 
slawischen Regierung, die wirtschaftliche Zusammen- 


0 Saldo der Handelsbilanz EWG-Jugoslawien: 
1967: 265 Millionen $ 

1968: 322 Millionen § 

8 Monate von 1969: 241 Millionen $ 


arbeit mit dem Ausland, insbesondere mit der Ge- 
meinschaft auszubauen, jede autarke Konzeption 
zurückzuweisen und eine „tatsächliche und lang- 
fristige Integration in den internationalen Wirt- 
schaftsstrom zu erreichen und eine Politik der Nicht- 
Gleichschaltung fortzuführen", um dann nachdrück- 
lich auf die Auswirkungen des steigenden Defizits 
der Handelsbilanz gegenüber der Gemeinschaft hin- 
zuweisen. Die jugoslawische Delegation wünschte 
vor allem, die gleiche Liberalisierungsregelung zu 
erhalten, die den übrigen europäischen OECD-Län- 
dern eingeräumt wird. Zweitens wollte sie ihre Rind- 
fleischausfuhren sicherstellen. Drittens legte die 
jugoslawische Delegation großen Wert auf die Ge- 
mischte Kommission, die ihrer Auffassung nach 
dazu beitragen dürfte, die Zusammenarbeit auszu- 
bauen. 

Außerdem machte sich die jugoslawische Delega- 
tion Sorgen um das Verhältnis zwischen dem mit 
der Gemeinschaft abzuschließenden Abkommen und 
den mit den Mitgliedstaaten geschlossenen bilate- 
ralen Abkommen. Sie wollte vor allem sichergehen, 
daß die auf bilateraler Ebene erzielten Vorteile nicht 
durch die Unterzeichnung eines Abkommens mit 
der Gemeinschaft gefährdet würden und wünschte 
über das Abkommen mit der Gemeinschaft alle noch 
in den bilateralen Abkommen bestehenden Maß- 
nahmen aufzuheben, die sie für unvereinbar mit 
ihrer Zugehörigkeit zum GATT hielt. 

III. Inhalt des Abkommens 

Das Abkommen enthält außer der Präambel 
10 Artikel. Ferner sind zwei Anhänge über die 
Zollsenkungen, ein Protokoll sowie dessen Anhang 
betreffend Rindfleisch und 5 Schreiben Bestandteile 
des Abkommens. 

1. In Artikel 1 räumen sich die Parteien die Meist- 
begünstigung ein. Diese Bestimmungen binden die 
Gemeinschaft insoweit, als sie ihre Zuständigkeiten 
auf den angeführten Gebieten ausübt. Artikel 2 
präzisiert die Ausnahmen. 

2. In Artikel 3 räumen sich die Parteien einander 
das Höchstmaß an Liberalisierung ein, die sie gegen- 
über dritten Ländern allgemein anwenden. Somit 
konnte dem jugoslawischen Antrag in diesem Punkt 
stattgegeben werden, denn Jugoslawien erhält von 
der Gemeinschaft die gleiche wie auf die übrigen 
Drittländer anwendbare Regelung. Der von den 
einzelnen Mitgliedstaaten eingeräumte nationale 
Liberalisierungsstand wird durch diese Bestimmung 
jedoch nicht beeinträchtigt. 

Im Schreiben Nr. 1 wird im übrigen die Beziehung 
zwischen den Bestimmungen in den zwischen den 
Mitgliedstaaten und Jugoslawien geschlossenen 
Handelsabkommen und den Bestimmungen des Ge- 
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meinschaftsabkommens oder neuer Maßnahmen 
bzw. Bestimmungen, die im Rahmen des Abkom- 
mens auf Grund etwaiger Verhandlungen zwischen 
den Vertragsparteien getroffen werden, festgelegt. 

In der Delegation der Gemeinschaft ist vereinbart 
worden, daß „Absatz 3 des Schreibens Nr. 1, das 
sich auf die Annahme und Durchführung neuer Maß- 
nahmen oder Bestimmungen, die im Rahmen des 
Abkommens getroffen werden bzw. sich aus etwai- 
gen Verhandlungen ergeben bezieht, nur die Maß- 
nahmen betrifft, die auf Grund von Artikel 113 des 
Vertrages von Rom getroffen würden". 

Außerdem hat die Delegation der Niederlande vom 
Vertreter der Kommission die Zusicherung ver- 
langt, daß durch die Bestimmungen dieses Briefes 
in keiner Weise die gegenwärtig in den Nieder- 
landen bestehenden mengenmäßigen Beschränkun- 
gen bei den drei nachstehenden Waren gegenüber 
Jugoslawien berührt werden: — 46.03 Korbmacher- 
waren; 28.42 A I Ammoniumkarbonat; 79.03 B I 
Zinkbleche. Der Vertreter der Kommission hat ver- 
sichert, daß diese Bestimmungen in diesem Sinne 
auszulegen sind, was natürlich nicht der Behandlung 
vorgreift, die diesen Waren im Rahmen der Aus- 
arbeitung einer gemeinsamen Handelspolitik Vor- 
behalten werden könnte. 

Die italienische Delegation erklärte unter Bezug- 
nahme auf die Artikel 1 und 3 des Abkommens, die 
sich jeweils auf die Meistbegünstigung auf dem 
Zollgebiet und auf die Anwendung eines Höchst- 
maßes an Liberalisierung der Einfuhren und der 
Ausfuhren seitens der Gemeinschaft im Rahmen der 
gemeinsamen Politik beziehen, daß es keinen Zwei- 
fel daran geben dürfe, daß diese Bestimmungen 
keine Anwendung auf die Vorteile finden, die einige 
Mitgliedstaaten auf Grund von Ausnahmesituationen 
gewähren, und zwar insbesondere auf die zwischen 
Italien einerseits und dem Staat der Vatikanstadt 
und der Republik San Marino andererseits be- 
stehenden Situationen. 

Hierzu ist festgestellt worden, daß das Gemein- 
schaftsabkommen nur Verpflichtungen für die Be- 
reiche enthalten kann, für die die Gemeinschaft 
zuständig ist, und daß selbstverständlich die von 
der italienischen Delegation angeführten Situa- 
tionen nicht berührt werden könnten. 

3. Artikel 4 enthält eine Wohlwollensklausel. 

4. Die in Artikel 5 vorgesehenen Zollzugeständ- 
nisse, d. h. die sofortige Anwendung der sich aus 
der Kennedy-Runde für bestimmte Erzeugnisse er- 
gebenden Zollsätze, sind verhältnismäßig unbedeu- 
tend (vgl. Anlagen I und II zum Abkommen). In der 
Gemeinschaft beträgt das Einfuhrvolumen aus Jugo- 
slawien, das unter diese Maßnahmen fällt, 6 Mil- 
lionen $ (berechnet auf Grund der 1968 durchge- 
führten Einfuhren), und das jugoslawische Zuge- 
ständnis deckt ein Handelsvolumen von 1,9 Mil- 
lionen 8. Dieses Ungleichgewicht bei den Zuge- 
ständnissen ist darauf zurückzuführen, daß Jugo- 
slawien sich als ein Entwicklungsland betrachtet. 
Die jugoslawische Delegation wollte sogar, daß ihr 
diese Qualifikation ausdrücklich in Artikel 5 zu- 


erkannt wird, aber die Delegation der Gemeinschaft 
hat diesen Antrag zurückgewiesen. 

Die jugoslawische Delegation hat angekündigt, daß 
ihre Regierung in Kürze umfangreiche Zollsen- 
kungsmaßnahmen durchführen sowie Zollkontin- 
gente für Waren einführen würde, die die Aus- 
fuhren der Gemeinschaft betreffen. Deshalb haben 
die Delegationen in Schreiben Nr. 4 vereinbart, sich 
bei den Sitzungen der Gemischten Kommission 
gegenseitig alle zweckdienlichen Informationen über 
autonom erlassene tarifliche Maßnahmen gegen- 
seitig mitzuteilen. 

5. Artikel 6 bestimmt, daß die Gemeinschaft im 
Rahmen einer zwischen den beiden Vertragspar- 
teien eingerichteten Zusammenarbeit das System 
der Abschöpfungen der Gemeinschaft auf ausge- 
wachsene Rinder und Fleisch davon nach Maßgabe 
der im Protokoll Nr. 1 zu diesem Abkommen ver- 
einbarten Modalitäten „handhabt" 2 ). 

In dem Protokoll sind die für die einzelnen Zeit- 
abschnitte vorgesehenen Anpassungen sowie die 
jugoslawischen Verpflichtungen hinsichtlich der 
Preisbildung, des Lieferungsrhythmus und der Kon- 
trolle bei der Ausfuhr angegeben. 

Das Protokoll gestattet die Anwendung einer 
Sicherheitsklausel durch die Gemeinschaft. 

In diesem Zusammenhang kam die Delegation der 
Gemeinschaft überein, daß es zweckmäßig sei, nach- 
stehende Erklärung in das Sitzungsprotokoll der 
Ratssitzung aufzunehmen, in deren Verlauf die Ent- 
scheidung über den Abschluß des Abkommens ge- 
troffen wird. 

„Absatz 3 des Protokolls im Anhang zu dem Ab- 
kommen zwischen der EWG und Jugoslawien sieht 
vor, daß die Gemeinschaft, falls auf ihrem Markt 
durch eindeutig erhöhte Einfuhren aus Jugoslawien, 
die sich aus der Anwendung dieses Protokolls er- 
geben, Störungen auftreten oder aufzutreten drohen, 
unverzüglich die Anwendung der in Absatz 1 dieses 
Protokolls vorgesehenen Vergünstigungen im Be- 
reich der Abschöpfungen aussetzen kann. Jedoch 
wäre die Gemeinschaft selbstverständlich berech- 
tigt, die Anwendung dieser Vergünstigungen unver- 
züglich auszusetzen, wenn Jugoslawien die in Ab- 
satz 2 dieses Protokolls und insbesondere in Ab- 
satz 2 b) festgelegten Voraussetzungen für die Ge- 
währung der vorgenannten Vergünstigungen nicht 
einhält. " 

Hinsichtlich der jugoslawischen Angebotspreise 
wurde entsprechend den Richtlinien des Rats vom 
November 1969, vereinbart, daß „der Angebots- 
preis frei Grenze, erhöht um den Zollsatz und um 
die verringerte Abschöpfung, sich auf gleicher Höhe 
wie derjenige Preis hält, der sich aus der Anwen- 
dung der normalen Abschöpfung ergibt" (Protokoll, 
Absatz 2 b). 


2 ) Aus Gründen, die mit der Nomenklatur des Gemein- 
samen Zolltarifs Zusammenhängen, hat es sich nach 
Paraphierung des Abkommens als erforderlich er- 
wiesen, in dem Anhang zum Protokoll Nr. 1 einige 
Präzisionen nachzutragen, die die Zustimmung der 
jugoslawischen Behörden fanden. 
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Die zuständigen Stellen Jugoslawiens und der Ge- 
meinschaft werden im Rahmen der eingerichteten 
Zusammenarbeit die Anwendungsmodalitäten dieser 
Verpflichtung festlegen. In Schreiben Nr. 3 wird 
jedoch erklärt, daß diese jugoslawische Verpflich- 
tungen „nicht der Möglichkeit entgegenstehen, die 
jugoslawischen Angebotspreise auf Grund der Ent- 
wicklung der Preise der betreffenden Erzeugnisse, 
die für Erzeugnisse vergleichbarer Qualität auf dem 
Markt der Gemeinschaft festgestellt worden sind, 
anzugleichen“. Die Jugoslawen befürchten nämlich, 
daß sie durch ihre Verpflichtungen auf dem Preis- 
sektor zu bestimmten Zeiten verhindert werden 
könnten, Fleisch auf dem Markt der Gemeinschaft 
anzubieten. 

Die Erörterungen über dieses Protokoll standen im 
Mittelpunkt der Verhandlung. Die jugoslawische 
Delegation hat ursprünglich gewünscht, daß die 
Senkung von 25 Punkten zumindest auf alle Zeitab- 
schnitte ausgedehnt würde und hatte sehr lebhaft 
die für das dritte Jahr vorgesehene degressive Ab- 
stufung der Senkung bedauert. 

Bis zum Ende der Verhandlung hat. die jugo- 
slawische Delegation versucht, die Gemeinschaft in 
diesem letzten Punkt nachgiebiger zu stimmen. Die 
Delegation der Gemeinschaft beharrte jedoch auf 
dieser grundsätzlichen Haltung. Ebenso gewährte sie 
keine Zugeständnisse für die Zeitabschnitte, in 
deren Verlauf die normale Abschöpfung um 50 °/o 
vermindert wird. 

6. Das zweite dem Abkommen beigefügte Schrei- 
ben behandelt das Problem der Textilerzeugnisse, 
das bei diesen Verhandlungen nicht gelöst werden 
konnte. Jugoslawien, das dem Textilabkommen nicht 
beigetreten ist und eine vollständige Liberalisierung 
auf diesem Sektor verlangte, war höchstens bereit, 
einer Selbstbeschränkungsregelung für rohe Baum- 
wollerzeugnisse zuzustimmen. Seitens der Gemein- 
schaft lehnten einige Mitgliedstaaten ab, diese be- 
reits liberalisierten Waren erneut zu kontingen- 
tieren, während für Italien, das einer Liberalisierung 
nicht zustimmen konnte, die eventuellen jugo- 
slawischen Selbstbeschränkungsmaßnahmen mit 
einer Aufteilung der Quoten auf Gemeinschafts- 
ebene verbunden sein sollten. Da es auf dieser 
Grundlage unmöglich war, einen konstruktiven Vor- 
schlag zu machen, kam man überein, dieses Problem 
im Rahmen der Gemischten Kommission zu be- 
handeln, sobald die Gemeinschaft ihre Haltung in 
dieser Angelegenheit festgelegt hat. 

Die Gemeinschaft war jedoch in der Lage, Jugo- 
slawien die Aufhebung der Selbstbeschränkungs- 
regelung anzubieten, die gegenwärtig noch für 
jugoslawische Ausfuhren von Hanfgarnen in die 
Bundesrepublik Deutschland besteht. 

7. Die jugoslawische Delegation hatte während der 
gesamten Verhandlung versucht, von der Gemein- 
schaft Zugeständnisse für die Ausfuhren von Mais, 
Tabak und Wein zu erlangen. Die Delegation der 
Gemeinschaft war jedoch nicht imstande, für diese 
Waren ein Angebot zu machen und konnte wegen 
der Stellungnahme eines Mitgliedstaates nicht ein- 
mal einer erneuten Erörterung dieser Probleme auf 


der nächsten Tagung der Gemischten Kommission 
zustimmen. Deshalb hat die Delegation der Gemein- 
schaft sich darauf beschränkt, den Eingang des Schrei- 
bens Nr. 5 zu bestätigen, in dem die Jugoslawen 
ihren Wunsch ankündigen, diese Probleme im Rah- 
men der Gemischten Kommission erneut zur Sprache 
zu bringen. Der französische Vertreter hat im 
übrigen einen Vorbehalt zu der Zweckmäßigkeit 
dieses Schreibens eingelegt, für das er dem Ver- 
handler der Gemeinschaft die Verantwortung über- 
ließ. 

Der Nachdruck, den Jugoslawien auf Verhandlungen 
über Mais und Tabak legte, erklärte sich einer- 
seits aus dem erheblichen Rückgang der Ausfuhren 
dieser beiden Waren in die Gemeinschaft 

(Mais: 1967 — $ 23,7 Millionen) 

1968 — $ 13,1 Millionen) 

(Tabak: 1967 — $ 2,3 Millionen) 

1968 — 8 1,5 Millionen) 

und andererseits aus der Bedeutung dieser Waren 
für das Wirtschaftsleben bestimmter Gegenden 
Jugoslawiens. 

8. Die Zuständigkeit der Gemischten Kommission 
ist in Artikel 7 geregelt. Die einzigen Schwierig- 
keiten bei der Aushandlung dieses Artikels ergaben 
sich aus der Zuständigkeit dieser Gemischten Kom- 
mission im Bereich der Zusammenarbeit. Die jugo- 
slawische Delegation, die diesem Problem eine 
große Bedeutung beimaß, hätte gewünscht, daß die 
Gemischte Kommission „Vorschläge aller Art im 
Hinblick auf eine Erweiterung des Handels und der 
Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen den Ver- 
tragspartnern formulieren könne“. Diese Formel er- 
schien einigen Mitgliedstaaten jedoch zu hoch ge- 
griffen. Die Delegation der Gemeinschaft schlug, 
nachdem sie dem Ausschuß der Ständigen Vertreter 
am 4. Februar berichtet hatte, die in dem Abkommen 
enthaltene Formel vor. 

Vor die Wahl gestellt, die Paraphierung des Ab- 
kommens um einige Wochen zurückzustellen, um 
eine neue Prüfung dieses Problems im Rat zu er- 
möglichen, oder den von der Gemeinschaft vorge- 
schlagenen Text anzunehmen, gab die jugoslawische 
Delegation nach. Es ist somit vorgesehen, daß die „Ge- 
mischte Kommission im Rahmen einer regelmäßigen 
Zusammenarbeit Anregungen aller Art zur Ent- 
wicklung des Handelsverkehrs auf für beide Ver- 
tragspartner vorteilhaften Grundlagen vorschlagen“ 
kann. Die Präambel enthält indessen einen Hinweis 
auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit und ent- 
spricht somit in gewissem Umfang den jugo- 
slawischen Wünschen. 

9. Das Problem der territorialen Anwendung des 
Abkommens wurde am Ende der Verhandlungen von 
der Delegation der Gemeinschaft angeschnitten, die 
den Jugoslawen vorgeschlagen hatte, in das Ab- 
kommen die gleiche Klausel aufzunehmen, die in dem 
Entwurf eines Abkommens mit Israel und in dem 
mit Marokko ausgehandelten Abkommen enthalten 
ist. Die jugoslawische Delegation verfügte jedoch 
nicht über Anweisungen zu dieser Frage, die vorher 
nicht berührt worden war. So wurde beschlossen, 
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daß die beiden Delegationen erwägen werden, ob 
es zweckmäßig ist, ein Schreiben über diese Frage 
bei Unterzeichnung des Abkommens auszutauschen. 

10. Das Abkommen ist für den Zeitraum von drei 
Jahren abgeschlossen und tritt am ersten Tage des 
zweiten Monats nach dem Datum in Kraft, an dem 
die Vertragsparteien einander den Abschluß der 
hierfür erforderlichen Verfahren mitgeteilt haben 
(Artikel 8 und 9). 


— Die Kommission schlägt dem Rat vor, den Ab- 
schluß des Abkommens zu beschließen. Sie legt 
zu diesem Zweck dem Rat den Vorschlag für die 
beigefügte Verordnung vor. 

— Die Kommission macht den Rat auf den von der 
jugoslawischen Delegation ausgesprochenen 
Wunsch aufmerksam, daß aus politischen und 
wirtschaftlichen Gründen dieses Abkommen bald- 
möglichst in Kraft treten soll. 
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